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cisgender
oder
zisgender

Eine Person, deren Geschlechtsidentität übereinstimmt, mit dem
Geschlecht, dem sie nach der Geburt zugeordnet wurde.

DFJP Département fédéral de justice et police
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
ONU Organisation des Nations unies
AVS Assurance-vieillesse et survivants
CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats
OFS Office fédéral de la statistique
OFSP Office fédéral de la santé publique
DFI Département fédéral de l'intérieur
UNESCO Organisation des Nations unies pour l'education, la science et la culture
EEE l'Espace économique européen
DEVA Développement de l'armée
CE Communauté européenne
alliance f Alliance de sociètes feminimes suisse
OIT Organisation internationale du travail
cisgenre Se dit d'une personne qui se reconnait dans le sexe qui lui a été attribué

à la naissance

01.01.90 - 01.01.20 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Seit den neunziger Jahren finden sich jeweils auch einige Hundert Rechtsradikale an
der Bundesfeier auf dem Rütli am Vierwaldstättersee ein. Dieser Festakt wird von
einem privaten, mehrheitlich aus Innerschweizer Politikerinnen und Politikern
zusammengesetzten Komitee organisiert. Dabei störten die Rechtsextremen mehrmals
mit Protestrufen die Ansprachen von Bundesräten. Zudem machten sie mit dem
abgewandelten Hitlergruss (so genannter Kühnen-Gruss mit drei statt fünf
ausgestreckten Fingern), mit den Frontisten-Fahnen aus den dreissiger Jahren und mit
Sprechchören auf sich aufmerksam. In diesem Jahr fielen die Störaktionen der rund
700 mehrheitlich jugendlichen Skinheads und anderer Personen aus dem
rechtsradikalen Umfeld gegen die Ansprache von Bundespräsident Schmid besonders
laut aus. Als Reaktion darauf mehrten sich die Rufe nach organisatorischen oder
polizeilichen Vorkehrungen für künftige 1. August-Feiern auf dem Rütli. 1

ANDERES
DATUM: 01.08.2005
HANS HIRTER

Nationale Identität

Im Rahmen des Nationalen Forschungsprogrammes "Kulturelle Vielfalt und nationale
Identität" (NFP 21) ergab eine repräsentative Befragung der Bevölkerung über die
territoriale Identifikation, dass sich die Bewohner der französischen und der
italienischen Schweiz stärker mit der Region und weniger mit der ganzen Schweiz
identifizieren als jene der deutschen Schweiz; letztere identifizieren sich aber
gleichzeitig stärker mit der Gemeinde. Ausserdem zeigte die Studie auf, dass einem
tiefen Bildungsgrad eine hohe kommunale Bindung und geringe übernationale Bindung
entspricht. Aus den Abstimmungsresultaten zum Freihandelsabkommen von 1972 und
zum UNO-Beitritt 1986 leitete eine Studie ab, dass im Hinblick auf eine
europapolitische Abstimmung zum EWR-Vertrag oder zu einem EG-Beitritt mit drei
Lagern zu rechnen sei, die sich etwa folgendermassen zusammensetzen: ein Viertel
"harte Isolationisten" (vor allem in ländlichen Gebieten), ein Viertel "harte
Integrationisten" (eher in städtischen Siedlungen mit hohem Linkswähleranteil) und
etwa die Hälfte "weiche Integrationisten" (eher in Arbeitergemeinden und
kleinbürgerlicher Umgebung), wobei letztere vor allem am wirtschaftlichen Nutzen einer
Öffnung interessiert sind. 2

ANDERES
DATUM: 11.07.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Ein Kolloquium über nationale Identität und den Sonderfall Schweiz, organisiert von
der Stiftung "Akademie 91 Luzern" zusammen mit der Theologischen Fakultät Luzern,
machte deutlich, dass das Sonderfall-Bewusstsein ein Bestandteil unserer Nationalität
ist, letztere aber als ein mentales Konstrukt und somit als ein Resultat von
Lernprozessen und kommunikativen Vorgängen zu verstehen sei. Für den
Wirtschaftshistoriker Siegenthaler hängt die Geschichte der nationalen
Bewusstseinsbildung eng zusammen mit der Geschichte der nationalen Krisen und der
Suche nach ihrer Bewältigung. Die Symbole der nationalen und kulturellen Identität
seien jedoch in unterschiedlichen Zusammenhängen als Bausteine eines Ganzen zu
verschiedenen Zwecken verwendet und immer wieder neu instrumentalisiert worden;
aus diesem Grund könne die Sonderfallthese auch kritisch hinterfragt und, falls
erforderlich, verändert werden. 3

ANDERES
DATUM: 07.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

"Sonderfall? Die Schweiz zwischen Réduit und Europa" war der Titel einer Ausstellung
im Landesmuseum Zürich; die Ausstellungsmacher versuchten, über die klischeehafte
Darstellung der Schweiz und ihrer Kultur hinauszugehen und stellten, laut
Museumsdirektor Andres Furger, "den Sonderfall als geistige Baustelle" dar. 4

ANDERES
DATUM: 30.08.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Auf der Suche nach verschiedenen Gründen der Ablehnung des EWR-Vertrages durch
eine Mehrheit der Deutschschweizer stiessen politische Beobachter auf die Bedeutung
des Heimatgefühls, das für viele Stimmende in der Deutschschweiz entscheidend für
die Ablehnung des EWR-Vertrages gewesen war. Viele Romands wurden sich bewusst,
dass in der Vielschichtigkeit des Begriffs "Heimat", der im Französischen nur auf
umständliche Weise umschrieben werden kann, einer der kulturellen Unterschiede
zwischen der alemannischen und der welschen Bevölkerung begründet ist. Kultur- und
Medienschaffende der Romandie stellten auch einen verstärkten Trend zur Herstellung
eines Heimatbezugs in der Musik und im Kinoschaffen von Deutschschweizern fest. Im
Gegensatz zur Romandie schienen ihnen die Intellektuellen und die Jungen ebenso wie
die andern sozialen Schichten und Altersklassen in der Deutschschweiz den Mythen um
Berge und Heimat stark verbunden. 5

ANDERES
DATUM: 07.09.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Reaktion auf Kollers Rede fiel in den in- und ausländischen Medien weitgehend
positiv aus; allerdings fehlte es nicht an Bedenken in bezug auf die politische
Realisierbarkeit dieser angekündigten Stiftung. Auch die jüdischen Organisationen in
den USA und Vertreter der amerikanischen Regierung begrüssten das Projekt. Die
Reaktion der jüdischen Organisationen ist freilich vor dem Hintergrund zu sehen, dass
wichtige amerikanische Medien reichlich verzerrt über Funktionsweise und Zweck der
Stiftung berichtet hatten, indem sie meldeten, dass die Schweiz beabsichtige, Gold im
Wert von 7 Mia Fr. an Holocaustopfer zu verteilen. Ein Teil der europäischen Medien
kommentierte zudem die Stiftung als Wiedergutmachungsaktion für schweizerisches
Fehlverhalten im Zweiten Weltkrieg; eine Interpretation, gegen welche sich Koller in
seiner Rede explizit ausgesprochen hatte. In ersten Stellungnahmen signalisierten die
FDP, die CVP und die SP gedämpfte Zustimmung zum Vorschlag des Bundesrates, wobei
die beiden ersteren allerdings bloss von einer überprüfenswerten Idee sprachen und
die SP Vorbehalte in bezug auf den Finanzierungsmodus anmeldete. Für die SVP stellte
die Solidaritätsstiftung hingegen ein überstürzter und schlecht vorbereiteter Schritt
dar, der zudem falsche Signale an das Ausland aussende und zu neuen Geldforderungen
führen werde. 6

ANDERES
DATUM: 08.03.1997
HANS HIRTER

Rund zwei Wochen nach der Ankündigung durch Bundespräsident Koller hielt der
Vorsteher des Finanzdepartementes, Bundesrat Villiger, im Nationalrat fest, dass zwar
die Idee der Solidaritätsstiftung im Zusammenhang mit den Kritiken an der Schweiz
wegen ihres Verhaltens während des Zweiten Weltkriegs entstanden ist. Diese Stiftung
werde aber, im Gegensatz zu dem von den Banken initiierten humanitären Fonds, nicht
damaligen Opfern helfen, sondern einen Beitrag zur Linderung von Not und zur
Verhinderung von gewalttätigen Auseinandersetzungen in der Gegenwart und in der
Zukunft leisten. In ähnlicher Weise äusserte sich der Bundesrat auch in seiner Antwort
auf eine am 3. März - also noch vor Kollers Rede - eingereichte und noch nicht
abschliessend behandelte Motion Grendelmeier (ldu, ZH), welche eine spezielle
Bundesstiftung für Holocaustopfer fordert. 7

ANDERES
DATUM: 20.03.1997
HANS HIRTER

Angesichts der emotionalen Bindung vieler Bürger an die Golddeckung des Frankens
und den Risiken, die deshalb in einer Volksabstimmung drohen, beantragte Nationalrat
Stucky (fdp, ZG) später ein anderes Finanzierungsmodell. Er schlug im Rahmen der
Revision einiger Anlagebestimmungen im Nationalbankgesetz vor, den davon erwarten
Zusatzertrag der Nationalbank von rund 400 Mio Fr. pro Jahr für die vom Fonds
vorgesehenen Zwecke zu verwenden. Angesichts der ablehnenden Haltung sowohl von
Bundesrat Villiger als auch seiner eigenen Fraktion zog er seinen Antrag zurück. 8

ANDERES
DATUM: 12.06.1997
HANS HIRTER

Mitte April lancierte die von Blocher präsidierte Zürcher SVP eine Inserat- und
Plakataktion, in welcher die Solidaritätsstiftung als Erpressung bekämpft wurde. Der
Präsident der nationalen SVP, Nationalrat Maurer(ZH), hatte sich zuerst grundsätzlich
mit der Stiftung einverstanden erklärt. Im Juni kündigte er dann aber an, dass seine
Partei diese in der geplanten Form bekämpfen werde. Als Alternative für die
Finanzierung über eine Bewirtschaftung eines Teils der Goldreserven schlug die SVP
eine Sammlung in der Bevölkerung vor. Ende Juni kündigte Blocher - eingerahmt von
heftigen Verbalattacken gegen andere Politiker, Medien- und Kulturschaffende - die
Schaffung einer eigenen humanitären Stiftung an, welche vor allem aus grossen
Beiträgen von vermögenden Personen gespiesen werden soll. Er erklärte sich bereit,

ANDERES
DATUM: 30.09.1997
HANS HIRTER
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dort eine Million einzubezahlen, wenn sich 200 bis 500 weitere Personen mit ähnlichen
Beiträgen daran beteiligen würden. Nachdem das Echo beim angesprochenen
Personenkreis unbefriedigend ausgefallen war, eröffnete er die Stiftung mit der von ihm
versprochenen Million und rief in Inseraten zu weiteren Spenden auf. 9

Noch im Frühjahr setzte der Bundesrat zwei von den alt Nationalräten Bremi (fdp, ZH)
und Fehr (sp, BE) präsidierte Arbeitsgruppen ein, welche Ende Oktober dem Bundesrat
ein konkretes Konzept für die geplante Solidaritätsstiftung vorlegten. Dieses sieht vor,
dass das Hauptziel dieser «Stiftung solidarische Schweiz» genannten Institution in der
Verbesserung der Zukunftschancen für von Armut oder Gewalt bedrohte Menschen, vor
allem Kinder und Jugendliche, bestehen soll. Unterstützt werden sollen aber nicht
Individuen mit Einzelbeiträgen, sondern zu rund 90 Prozent Projekte mit
Langzeitwirkung und zu 10 Prozent Institutionen bei Sofortaktionen. Die jährlich zur
Verfügung stehenden rund CHF 300 Mio. sollen je hälftig für Projekte im In– und
Ausland verwendet werden. Die den Bundesrat in Wirtschaftsfragen beratende
Kommission für Konjunkturfragen hielt in einer Stellungnahme fest, dass von einer
Höherbewertung der Goldreserven und ihrem teilweisen Verkauf keine negativen
Auswirkungen auf die schweizerische Geld– und Währungspolitik zu erwarten seien. Im
September wurde ein Komitee zur Unterstützung der Idee der Solidaritätsstiftung
gegründet, dem unter anderem Politiker und Politikerinnen aller vier
Bundesratsparteien angehören. Im Anschluss an die Präsentation des Stiftungskonzepts
Ende Oktober signalisierten SP, FDP, CVP und Grüne ihre Zustimmung, während die SVP
skeptisch blieb. Massive Kritik an dem vorgestellten Konzept äusserten hingegen
Vertreter diverser internationaler jüdischer Organisationen, da dieses nicht explizit
finanzielle Leistungen für Überlebende des Holocaust vorsehe. 10

ANDERES
DATUM: 14.11.1997
HANS HIRTER

Die Errichtung der 1997 vom Bundesrat angekündigten Solidaritätsstiftung kam im
Berichtsjahr nicht voran. Die Absicht des Bundesrates, mit einem neuen
Währungsartikel eine rechtliche Grundlage für die geplante Sonderverwendung von
nicht mehr benötigten Währungsreserven der Nationalbank zu schaffen, scheiterte im
Nationalrat an einer unheiligen Allianz zwischen der Linken und der SVP. Die SVP
begründete ihren Widerstand mit der Ablehnung der Solidaritätsstiftung, die Linke
bekämpfte das im Artikel neu formulierte Ziel der Notenbankpolitik. Der Bundesrat
kündigte anschliessend an, dass er bis Ende Jahr abklären wolle, welche anderen
Möglichkeiten zur Schaffung von Rechtsgrundlagen für die Verwendung dieser
Geldmittel bestehen würden. Kurz nach diesem Entscheid lancierte die SVP, die sich
seit je gegen die Errichtung der Solidaritätsstiftung ausgesprochen hatte, die im Vorjahr
angekündigte Volksinitiative, welche verlangt, dass sämtliche nicht mehr benötigten
Goldreserven und deren Erträge in den AHV-Fonds zu fliessen haben. 11

ANDERES
DATUM: 24.06.1999
HANS HIRTER

Der Nationalrat hatte 2000 einer parlamentarischen Initiative Rechsteiner (sp, SG) für
die Aufhebung von Gerichtsurteilen gegen Flüchtlingshelfer während der Zeit der
faschistischen Regime in Europa und gegen Personen, welche im spanischen
Bürgerkrieg auf der Seite der Internationalen Brigaden gegen die Faschisten gekämpft
hatten, Folge gegeben. Seine Rechtskommission legte im Herbst eine entsprechende
Gesetzesvorlage vor. Ihre Mehrheit sprach sich allerdings nur für eine Rehabilitierung
der verurteilten Flüchtlingshelfer, nicht aber der Spanienkämpfer aus. Konkret
beantragte sie, die Strafurteile gegen die Flüchtlingshelfer generell abstrakt
aufzuheben. In einem zweiten Schritt soll dann eine spezielle Kommission in jedem
Einzelfall auf Gesuch hin entscheiden, ob das konkrete damals ergangene Urteil unter
diesen Aufhebungsbeschluss fällt. Entsprechende Gesuche können von den
Verurteilten, deren Angehörigen oder schweizerischen Organisationen, welche sich für
den Schutz der Menschenrechte einsetzen, gestellt werden. Explizit werden
Schadenersatz- oder Genugtuungsansprüche ausgeschlossen. In der Wintersession
befasste sich der Nationalrat mit der Vorlage. Nachdem Eintreten unbestritten war, gab
einzig der von der Linken unterstützte Antrag der Kommissionsminderheit zu reden,
auch die wegen Kriegsdienst in fremden Armeen verurteilten schweizerischen
Spanienkämpfer in die Rehabilitierung einzuschliessen. Diese Forderung konnte sich
jedoch nicht durchsetzen. In der Gesamtabstimmung wurde die Gesetzesänderung
gegen die Stimmen der Mehrheit der SVP-Fraktion mit 131:27 gutgeheissen. 12

ANDERES
DATUM: 13.12.2002
HANS HIRTER
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Nach den rechtsradikalen Störmanövern 2005 an der Bundesfeier auf dem Rütli
ergriffen die Behörden und die Organisatoren dieses Jahr strenge
Sicherheitsmassnahmen. Mit einem Ticketsystem versuchten sie, den Zugang zu
limitieren und unliebsame Elemente fern zu halten. Zusammen mit den polizeilichen
Kontrollen der Anfahrts- und Anmarschwege funktionierte dies gut. Organisierte
Rechtsextreme waren auf dem Festgelände nicht anzutreffen, und die Ansprachen
konnten ungestört gehalten werden. Im Gegensatz zu früheren Jahren trat auch kein
Bundesrat als Redner auf. Der eingeladene Bundespräsident Leuenberger hatte im
Einverständnis mit dem Gesamtbundesrat auf eine Teilnahme verzichtet; er wollte
damit auch zum Ausdruck bringen, dass in der Schweiz keine zentrale 1.-August-Feier
stattfindet, sondern allen lokalen Anlässen die selbe Bedeutung zukommt. 13

ANDERES
DATUM: 02.08.2006
HANS HIRTER

Die von einer privaten Vereinigung veranstaltete Bundesfeier auf dem Rütli erfreute
sich auch dieses Jahr grosser Aufmerksamkeit bei den Medien. Nach den störenden
Auftritten von Rechtsextremen in den Jahren 2004 und 2005 sorgten die Veranstalter
wie bereits im Vorjahr mit strengen Sicherheitsmassnahmen dafür, dass nur
vorangemeldete Gäste Zugang fanden. Die Rechtsradikalen wurden nicht zugelassen;
rund 300 von ihnen folgten einem Aufruf der PNOS und versammelten sich eine Woche
später am selben Ort. Im Zentrum der 1. August-Feier auf dem Rütli standen im
Berichtsjahr die Frauen. Die mitveranstaltenden Frauenorganisationen hatten
Bundespräsidentin Micheline Calmy-Rey (sp) und Nationalratspräsidentin Christine
Egerszegi-Obrist (fdp, AG) als Hauptrednerinnen eingeladen. Die Kantone der
Innerschweiz waren weder von der Idee einer von der SP-Bundespräsidentin
angeführten Frauenfeier am 1. August noch vom zu erwartenden Sicherheitsaufwand
angetan und stellten phasenweise die Durchführung des diesjährigen Anlasses in Frage.
Der Disput hatte auch wahlkampfspezifische Aspekte und wurde von den Medien
während Monaten in breitester Form abgehandelt. Die SP gebärdete sich als Hüterin
des schweizerischen Patriotismus und die SVP fand auf einmal diese Bundesfeier auf
dem Rütli (in den Worten ihres Präsidenten Maurer „… nur eine Wiese mit Kuhdreck“)
nicht mehr so wichtig. Die Finanzierung des Sicherungsaufwands übernahmen, nach
einigem Hin und Her und der Zusage eines Beitrags von privaten Sponsoren, die Stadt
und der Kanton Luzern sowie Uri. Die Veranstaltung wurde ohne Störungen
durchgeführt. Diese Feier und ihre Umstände wurden auch im Parlament zu einem
Thema. Der Bundesrat bestätigte in seiner Antwort auf eine Interpellation Inderkum
(cvp, UR) seine Haltung, dass sich der Bund nicht finanziell an dieser Veranstaltung auf
dem Rütli beteiligen werde. Grundsätzlich lehne die Landesregierung die Durchführung
einer zentralen nationalen Bundesfeier, egal ob auf dem Rütli oder anderswo, ab, da
dies nicht dem föderalistischen Charakter der Schweiz entsprechen würde. 14

ANDERES
DATUM: 01.08.2007
HANS HIRTER

Nach den Vorkommnissen an den Bundesfeiern auf dem Rütli (UR) in den letzten
Jahren wurde die Veranstaltung im Berichtsjahr in kleinerem Rahmen durchgeführt.
Insbesondere wurde auf den Auftritt eines Mitglieds der Landesregierung verzichtet,
was das Interesse der Medien markant schrumpfen liess. Um die Rechtsextremisten
fernzuhalten, welche die Feier bis 2006 jeweils gestört und die riesige Medienpräsenz
für einen propagandistischen Auftritt genutzt hatten, wurden auch dieses Jahr nur
angemeldete und akzeptierte Gäste zugelassen. Eine als Ersatz für den entgangenen
Auftritt von rund 300 Faschisten am 3. August auf dem Rütli durchgeführte Kundgebung
fand praktisch keine Beachtung in den Medien. Die Rechtsextremen hatten sich
ohnehin, nach ihrer Verdrängung vom Rütli im Vorjahr, andere patriotische Feiern zur
Markierung ihrer Präsenz ausgesucht. Anfangs April traten sie an der Gedenkfeier zur
Schlacht von Näfels (1388) im Kanton Glarus auf, und im Juni marschierten sie bei der
Feier zur Schlacht von 1386 in Sempach (LU) mit. 15

ANDERES
DATUM: 01.08.2008
HANS HIRTER

Aufgrund der vorjährigen Störungen durch Rechtsradikale plante die Luzerner
Regierung im Berichtsjahr anstelle eines Umzugs zum Gedenken an die Schlacht von
Sempach die Durchführung eines Gottesdienstes. Die SVP Luzern sammelte daraufhin
Unterschriften für eine Petition, die ein Beibehalten der bisherigen Feierlichkeiten
forderte. Diese wurde auch von Bundesrat Maurer unterschrieben, was einigen Wirbel
verursachte. Maurer wurde vorgeworfen, sich in kantonale Belange einzumischen und
Rechtsextremismus zu unterstützen. Dieser rechtfertigte seine Unterschrift mit dem
Hinweis, dass die Petition lediglich eine würdevolle Feier, also eine Feier ohne
politischen Extremismus fordere. Die Luzerner Regierung schlug ein Konzept vor, das
anstelle von Schlachtfolklore zukünftig ein Volksfest vorsieht, mit dem der Dialog

ANDERES
DATUM: 27.06.2010
MARC BÜHLMANN
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gefördert und die zunehmende Politisierung des Anlasses verhindert werden soll. 16

Der Bund koordinierte die Nutzung und Verwaltung der Rütliwiese in einer öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung mit der Schweizerischen Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG).
Geregelt wird insbesondere die Zusammenarbeit zwischen Bund als Besitzerin und SGG
als Verwalterin der Wiese. Es wird auch festgehalten, dass die Zentralschweizer Kantone
zusammen die Sicherheit und den Zugang zur Wiese zu gewährleisten haben. Am 1.
August stand nicht nur der Nationalfeiertag, sondern auch der Kauf des Rütli vor 150
Jahren durch die SGG sowie das 200-Jahr-Jubiläum der SGG im Vordergrund. Wie
2009 wurden lediglich Besucher mit einem gültigen Ticket zur Feier zugelassen. 17

ANDERES
DATUM: 31.08.2010
MARC BÜHLMANN

Die Rütli-Wiese geriet auch 2011 in die Schlagzeilen. Nicht die Jahrfeier, bei der
Bundespräsidentin Calmy-Rey Überraschungsgast war und die dank dem seit 2009
bestehenden Ticketsystem ohne Zwischenfälle verlief, war Gegenstand der
Diskussionen, sondern die Nutzung der Wiese für Parteianlässe. Die Schweizerische
Gemeinnützige Gesellschaft (SGG), welche die symbolträchtige Wiese im Auftrag des
Bundes verwaltet und für Anlässe mit mehr als 50 Personen Bewilligungen erteilt,
verbietet parteipolitische Anlässe. Ende Mai trafen sich jedoch 70 Mitglieder des SVP-
Zentralvorstandes ohne Bewilligung auf dem Rütli, um Widerstand gegen einen EU-
Beitritt zu geloben. Die SGG bezeichnete dies als rechtswidrig und verlangte eine
Entschuldigung, welche die SVP allerdings verweigerte. Es folgte eine Diskussion über
die Öffnung des Rütli für Parteianlässe. Während die einen auf einen Zutritt für alle
pochten, warnten andere vor der Vereinnahmung der Wiege der Eidgenossenschaft
durch rechtsextreme Gruppierungen. 18

ANDERES
DATUM: 20.05.2011
MARC BÜHLMANN

Mit der Ratifizierung der Unesco-Konvention zur Bewahrung des immateriellen
Kulturerbes 2008 hat sich die Schweiz verpflichtet, eine Liste mit möglichem
Kulturerbe zu erstellen. Die Kantone kamen der entsprechenden Aufforderung nach
und reichten insgesamt 387 Vorschläge für ein Inventar lebendiger Traditionen ein.
Neben traditionellen Festivitäten, Kunsthandwerk, Erzählkunst und Liedgut finden sich
auch die Appenzeller Witze, die Mundartlieder von Mani Matter, das Hornussen oder die
Zauberformel auf der Liste. Unter der Leitung des Bundesamtes für Kultur wurde die
Liste aus gesamtschweizerischer Sicht bewertet, bereinigt und im September
verabschiedet. 19

ANDERES
DATUM: 31.05.2011
MARC BÜHLMANN

Mitte August wurde in Villmergen (AG) mit einem Freilichttheater und einem Festakt das
300-Jahr-Gedenken an den Zweiten Villmergerkrieg abgehalten. Bei der Schlacht von
Villmergen schlugen die protestantischen Berner die katholischen Innerschweizer
Truppen vernichtend. Die Folgen waren nicht nur territoriale Veränderungen, sondern
auch die Schaffung eines paritätischen Schiedsgerichts für konfessionelle Streitfragen.
Festrednerin Bundesrätin Leuthard betonte, dass der in Aarau unterzeichnete vierte
Landfrieden vom 11. August 1712 ein Grundstein für die Schweizer Kultur des Dialogs sei,
und aufgezeigt habe, dass Mehrheitsentscheide minderheitsfähig sein müssten. 20

ANDERES
DATUM: 11.08.2012
MARC BÜHLMANN

Das 500-Jahr-Jubiläum der Schlacht bei Marignano (1515) warf im Berichtjahr erste
Schatten voraus. Im Herbst 1515 erlitten die das Herzogtum Mailand verteidigenden
Eidgenossen eine Niederlage gegen Frankreich. In der Folge gaben die eidgenössischen
Orte einerseits ihre Expansionspolitik auf und schlossen zum anderen den Ewigen
Frieden mit Frankreich. Im 20. Jh. wurde das Ereignis dann zum Heldenmythos
stilisiert. Auf der einen Seite plante die seit 1965 bestehende Stiftung Pro-Marignano
verschiedene Aktivitäten für das Jubiläum auch im Rahmen der Weltausstellung 2015 in
Mailand. Auch das Landesmuseum bereitete eine Sonderausstellung vor. Auf der
anderen Seite meldeten sich Parlamentarier vor allem aus dem Tessin zu Wort. Romano
(cvp, TI) wollte etwa in einer von zahlreichen vor allem Südschweizer Parlamentariern
unterzeichneten Interpellation vom Bundesrat wissen, ob und wie der Bund das
Gedenken an die Schlacht unterstütze. Die Parlamentarier aus dem Tessin erhofften
sich dank der Feierlichkeiten auch verbesserte Kontakte zu Italien. Der Bundesrat
antwortete allerdings, dass die Erinnerung an Marignano keine gesamtschweizerische
Aufgabe sei, und dass die geplanten Anlässe ohne Bundeshilfe auskommen müssten.
Der Bund unterstütze Anlässe zur Erinnerung an historische Ereignisse nur sehr
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zurückhaltend. Die Debatte um Marignano zeigte im Ansatz die bereits bei der 700-
Jahr-Feier 1991 geführte Debatte zwischen rechtskonservativen und linksliberalen
Geschichtsvorstellungen. Auf der einen Seite wird die Schweiz als kriegerische gegen
das Ausland sich wehrende Bauern- und Berglergesellschaft beschrieben, die seit 1291
Bestand hat. Auf der anderen Seite werden die Wurzeln der heutigen demokratischen
und rechtsstaatlichen Schweiz mit ihren nationalen Institutionen, Menschen- und
Bürgerrechten im Jahr 1848 verortet. Beide Daten sind sozusagen als Kompromiss an
der Fassade des Bundeshauses genannt. Während die politische Rechte 2015 neben
Marignano gleichzeitig auch der Schlacht beim Morgarten 1315 und der Anerkennung der
Neutralität der Schweiz auf dem Wiener Kongress 1815 gedenken will, setzte die Linke
bereits im Vorjahr auf Initiative Hans-Jürg Fehr (sp, SH) durch, dass künftig jeden 12.
September im Parlament an die Gründung von 1848 erinnert werden soll. Die
Ratspräsidenten beider Kammern hielten entsprechende Gedenkreden. 21

Das Rütli war in den letzten Jahren wiederholt in die Schlagzeilen geraten, weil die
rechtsextreme Szene sich die Wiese über dem Vierwaldstättersee als Treffpunkt für ihre
1.-August-Feiern ausgesucht hatte. Nach den Ausschreitungen von 2005, als rund 700
Neo-Nazis die Rede von Bundespräsident Samuel Schmid niederschrien, wurde die
offizielle 1.-August-Feier an der Wiege der Nation nur noch unter grossen
Sicherheitsvorkehrungen, massivem Polizeiaufgebot und mit Hilfe eines Ticketsystems
durchgeführt. Im Berichtjahr verzichtete die rechtsextreme Szene zum ersten Mal seit
17 Jahren auf eine 1.-August-Feier auf dem Rütli. Aber nicht nur rechtsextreme
Gruppierungen, sondern auch etablierte Parteien wollen das Rütli für eigene Anlässe
nutzen und drängen auf eine Öffnung der Wiese. Als Antwort auf ein 2012 überwiesenes
Postulat Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) – die schärfer formulierte Motion der SVP, die
2011 auf dem Rütli unerlaubterweise ein Parteitreffen abgehalten hatte, wurde im
Berichtjahr abgeschrieben – hatte sich der Bundesrat für politische Veranstaltungen
auf dem Rütli ausgesprochen. Damit stiess die Regierung bei der Schweizerischen
Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG), der Verwalterin der Rütli-Wiese, vorerst allerdings
auf taube Ohren. Die SGG untersagt in ihrer Benutzerordnung weiterhin die Nutzung
der Wiege der Eidgenossenschaft für politische Anlässe gänzlich und verweist dabei auf
die vor allem bei extremistischen Veranstaltungen gefährdete öffentliche Sicherheit.
Darüber hinaus müsse eine ideologische, partikulär-politische oder wirtschaftliche
Vereinnahmung des Rütlis verhindert werden. Die Wiese solle vor allem ein nicht-
politischer Begegnungsort sein – eine Forderung, die die SGG mit der Einladung des
Schweizerischen Fussballverbandes als Gast am 1. August 2013 noch zusätzlich
unterstrich. Seit mehreren Jahren veranstaltet die SGG den Nationalfeiertag zusammen
mit bedeutenden Schweizer Organisationen. Nach Gesprächen zwischen der
Bundeskanzlei, dem Bundesrat und der SGG versprach letztere allerdings, das Verbot zu
lockern und das Rütli künftig den Parteien zugänglich zu machen. Mit einem neuen
Pächter solle das Rütli zudem auch für private Anlässe attraktiver werden. Weiter plant
die SGG neben der Wiese einen Ausstellungsraum sowie einen Erlebnis- und Lernpfad
zur Schweizer Geschichte. Nach wie vor braucht es aber für Anlässe mit mehr als 50
Personen eine Bewilligung von der SGG. 22

ANDERES
DATUM: 31.12.2013
MARC BÜHLMANN

Das Geschichtsbild der Schweiz war im Berichtjahr auch Gegenstand einiger medialer
Debatten. Anfang Juni veröffentlichte die Sonntagspresse eine harsche Kritik von
Historikern, die eine vom EDA verantwortete Darstellung der Schweizer Geschichte
unter dem Landeskunde-Portal Swissworld.org als skandalös und kreuzfalsch
bezeichneten. Es werde ein überholtes, mythologisches Geschichtsbild der Schweiz
gezeigt, dass nicht dem aktuellen Forschungsstand entspreche. Die pro Monat von rund
250 000 Nutzern besuchte Seite wurde in der Folge revidiert. Anlass zu grösseren
nationalen Diskussionen lieferte ein im November vom Schweizer Fernsehen SRG in vier
abendfüllenden Filmen ausgestrahlter Themenschwerpunkt mit dem Titel „Wir
Schweizer“. Die an „Wir Deutschen“ angelehnte Sendung sollte die historischen Wurzeln
der Schweiz beleuchten. Noch vor der Ausstrahlung wurde eine grosse Kontroverse
geführt. Kritisiert wurde vor allem die Auswahl der historischen Figuren, da es sich samt
und sonders um Männer handelte: Werner Stauffacher, Niklaus von der Flüe, Hans
Waldmann, Guillaume-Henri Dufour, Alfred Escher und Stefano Franscini. Neben
Frauenfeindlichkeit wurde der SRG auch ein überholtes, weil mit Mythen belastetes
Geschichtsbild mit elitezentrierten Heldengeschichten vorgeworfen. Die Auswahl
wurde allerdings auch verteidigt, da sie sprachregional ausgewogen sei und sich die
Personifizierung für die Illustration historischer Fakten für ein breites Fernsehpublikum
eigne. Zudem seien für die Produktion der Filme Historiker beigezogen worden. Die
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kritischen Stimmen wurden bei der Ausstrahlung der vierteiligen Doku-Fiktion, die mit
Radiosendungen, Dokumentarsendungen, Expertengesprächen und interaktiven
Umfragen umrahmt wurde, etwas leiser. Die Einschaltquoten für die vier
Hauptsendungen lagen bei rund 30%, was als solid bis gut bezeichnet wurde; in der
Romandie lagen sie gar noch ein wenig höher. Kontrovers diskutiert wurde zudem im
Berichtjahr die Zahl im Zweiten Weltkrieg an der Schweizer Grenze abgewiesenen
Juden. Der Bergier-Schlussbericht von 2002 geht von rund 20 000 abgewiesenen
jüdischen Flüchtlingen aus; laut Anfang Jahr publizieren Recherchen von Serge
Klarsfeld müsse diese Zahl nach unten korrigiert werden. Prompt reichte Perrin (svp,
NE) eine Motion ein, die vom Bundesrat eine neue Kommission zwecks Neuaufarbeitung
der Daten verlangte. Die Regierung lehnte die Motion ab mit der Begründung, dass dies
Aufgabe der Wissenschaft sei. Aufgrund des Ausscheidens von Perrin aus dem Rat
wurde die Motion in der Folge abgeschrieben. 23

Du 26 au 28 août 2016 a eu lieu la traditionnelle Fête Fédérale de Lutte et des jeux
alpestres à Estavayer-le-Lac dans le canton de Fribourg. Cette manifestation, organisée
tous les trois ans, et faisant un crochet par la Romandie tous les 15 ans, a attiré un
nombre impressionnant de spectateurs - 250'000 personnes, dans un stade pouvant
en accueillir plus de 50'000 - faisant de celle-ci la plus grande manifestation sportive
de Suisse. Cet événement, faut-il le rappeler, attire majoritairement la population
Suisse-Allemande. En effet, la lutte suisse ne soulève, en Romandie, de loin pas la
même ferveur qu'en Suisse-Allemande, créant, selon certains commentaires, un "lutte à
la culotte-Graben". Il faut remonter à 1943 pour retrouver un lutteur francophone
vainqueur de cette compétition. Les lutteurs d'outre Sarine sont, quant à eux, auréolés
d'une gloire digne des plus grands sportifs, et c'est l'un d'eux, le bernois Matthias
Glarner, qui est reparti pour cette édition, avec la couronne fédérale ainsi qu'avec le
taureau réservé au vainqueur, Mazot de Cremo. 
A côté de la lutte, deux autres compétitons ont eu lieu: le jeter de la pierre
d'Unspunnen et le Hornuss, deux disciplines également moins connues chez les
francophones. 
Pourtant, le passage de la Fête Fédérale de lutte suisse et des jeux alpestres en
Romandie est l'occasion pour ces deux régions linguistiques de vivre un moment de
convivialité, offrant la possibilité aux romands d'être au contact de ces traditions plus
présentes en suisse alémanique. En cela, il est intéressant de se rappeler que le lancer
de la pierre d'Unspunnen trouve son origine dans une volonté de réunification, entre
l'Oberland bernois et la ville de Bern, en 1805. 24

ANDERES
DATUM: 26.08.2016
KAREL ZIEHLI

Das Postulat «Escher-Keller-Jubiläum 2019, Förderung der Forschung über die
Verwicklung der Familie Escher in die Sklaverei und Sichtbarmachung im Stadtbild»
wurde im Juli 2018 im Stadtzürcher Gemeinderat behandelt. Die Stadtpräsidentin
Corine Mauch (ZH, sp) zeigte sich im Namen des Stadtrats bereit, das Postulat zur
Prüfung entgegenzunehmen. Mit 67 zu 39 Stimmen (12 Enthaltungen) wurde das Postulat
vom Zürcher Gemeinderat zur Prüfung an den Stadtrat überwiesen. 25

ANDERES
DATUM: 04.07.2018
SAMUEL BERNET

Staatsjubiläen

Zahlreiche Aktivitäten im Ausland, wie zum Beispiel die Ausstellung "Switzerland 700" in
London, entstanden aus der Zusammenarbeit der schweizerischen diplomatischen
Vertretungen und den entsprechenden ausländischen Behörden sowie der
Privatwirtschaft. 26

ANDERES
DATUM: 09.08.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Rahmen der 700-Jahr-Feier hatten die Koordinationskommission für die Präsenz
der Schweiz im Ausland (KOKO) und die Schweizerische Verkehrszentrale (SVZ) die
grösste je von der Schweiz organisierte Informationskampagne durchgeführt. Die
Schweiz erreichte durch diese Kampagne, während der 64 Pressetexte in einer Auflage
von 2,4 Mio Exemplaren an 12 000 Redaktionen ausländischer Medien verschickt
wurden, laut dem Institut für Publizistikwissenschaft der Universität Zürich eine
umfangmässig noch nie vorher dagewesene Präsenz. Hinsichtlich der Qualität der
Artikel stellten Ulrich Saxer und Reto Stadler, die Leiter der Analysen, allerdings eine
häufige Reproduktion von Klischees und Mythen, die der Schweiz anhaften, fest.
Einzelne wichtige Medien wie "Der Spiegel", "Time" und "Newsweek" berichteten
jedoch auf eine sehr differenzierte und kritische Art, was das Gesamtbild wieder
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ausglich. 27

Image der Schweiz im Ausland

Zum zweiten Mal nach 2008 unterzog der UNO-Menschenrechtsrat die Schweiz einer
Prüfung. Im so genannten Universal Periodic Review können die UNO-Mitgliedstaaten
die Menschenrechtssituation in einem Land evaluieren und Empfehlungen abgeben.
Mehr als 80 Staaten überreichten der Schweiz total 140 Empfehlungen, von denen 50
akzeptiert und vier sofort abgelehnt wurden. Die restlichen 86 Empfehlungen wurden
näher geprüft. Bundesrat Burkhalter, der den Bericht Ende Oktober präsentierte, wies
darauf hin, dass der Schweiz im Allgemeinen ein gutes Zeugnis hinsichtlich der
Respektierung der Menschenrechte ausgestellt worden sei. Kritik wurde wegen der
Minarettinitiative und fremdenfeindlichen Plakaten im Vorfeld von Abstimmungen
angebracht. Darüber hinaus wurden polizeiliche Übergriffe an Menschen aus Staaten
der Dritten Welt angeprangert. Bemängelt wurden zudem Schwächen hinsichtlich der
Gleichstellung der Geschlechter und der Diskriminierung von Behinderten. Der Schweiz
wird empfohlen, Initiativen vorgängig auf die Kompatibilität mit Menschenrechten zu
prüfen. Darüber hinaus solle eine nationale Menschenrechtsorganisation eingerichtet
werden. Das 2011 geschaffene Kompetenzzentrum für Menschenrechte wurde zwar als
erster entsprechender Schritt begrüsst, aber als noch nicht genügend beurteilt. 28

ANDERES
DATUM: 31.10.2012
MARC BÜHLMANN

Die Romanfigur «Heidi» und ihre Bedeutung für das Image der Schweiz als Alpenland
erhielten 2019 mit einer Ausstellung und einem Buchbeitrag gleich mehrfache
Aufmerksamkeit, was sich auch in den Medien widerspiegelte.
Die Geschichte des Alpenmädchens von Johanna Spyri war in den 1970er Jahren als
Trickfilmserie umgesetzt worden und hatte in der Folge weltweite Berühmtheit erlangt.
Das Landesmuseum in Zürich zeigte zwischen Juli und Oktober 2019 eine Schau über
die japanische Anime-Serie Heidi. Die Ausstellung wurde von Expertinnen und Experten
der Universität Zürich sowie einem japanischen Expertenteam betreut und fokussierte
nicht nur die Serie, sondern durchleuchtete auch die wirtschaftlichen und kulturellen
Beziehungen zwischen der Schweiz und Japan.
Insbesondere in Japan, wo sich die Bevölkerung nach dem Zweiten Weltkrieg nach
einem Gegengewicht zur Industrialisierungs- und Technologisierungswelle gesehnt
habe, die das Land gerade durchlebt habe, sei das Image einer idyllischen Schweiz
durch Heidi stark geprägt worden. Doch auch in der Schweiz und insgesamt über 20
anderen Ländern sei Heidi für ein Millionenpublikum ausgestrahlt worden, sodass die
Serie schliesslich bald mindestens ebenso bekannt wurde wie das Buch von Spyri, wie
verschiedene Medien im Vorfeld über die Ausstellung berichteten.
Für die Recherchen zur Serie seien in den 1970er Jahren die vier federführenden
Künstler, welche teilweise später auch an der Gestaltung von Super Mario oder
Pokémon sowie der Gründung des weltbekannten «Studio Ghibli» beteiligt waren, nach
Maienfeld in Graubünden gereist und hätten schweizerische «Landschaften, Kinder,
Senioren, Pferdewagen und allerlei Alltagsgegenstände» künstlerisch studiert, wodurch
die Gestaltung der Serie massgeblich beeinflusst worden sei. Die Künstler hätten
teilweise in einer Alphütte auf dem Ochsenberg gewohnt, der mittlerweile als
«Heidialp» vermarktet werde. 
Ferner widmete Nationalrätin Min Li Marti (sp, ZH) dem Alpenmädchen einen
Buchbeitrag in «Unsere Schweiz – Ein Heimatbuch für Weltoffene». Dort gestand Marti,
dass sie «Heidi-Kassettli» liebe. Im Buch, so ein kritischer Bericht der Aargauer Zeitung
im Juli, versuchten über 50 Autorinnen und Autoren den bis anhin von konservativen
Kreisen beanspruchten Heimatbegriff für ein linkes Publikum zu definieren. Dies sei ein
gar nicht so einfaches Unterfangen, sei doch der Begriff zentrales Element des
Nationalsozialismus' gewesen und bereits davor von der politischen Linken stets
abgelehnt worden. Deshalb sei das Buch, so das ernüchternde Fazit der Zeitung, je
nach Betrachtungsweise als «reflektiert und selbstkritisch» oder aber als «nicht enden
wollenden Eiertanz zwischen zwei Buchdeckeln» zu bezeichnen.
Auch die Weltwoche berichtete über Heidi, allerdings über den 2015 gedrehten Realfilm
von Alain Gsponer, denn der Film wurde am 16. Mai 2019 in Kinos der Volksrepublik
China ausgestrahlt und die Zuschauenden sollen vom Film «begeistert gewesen sein».
Enttäuscht würden die chinesischen Touristengruppen in Zukunft aber wohl wieder aus
der Schweiz abreisen, prognostizierte die Weltwoche. Denn wenn diese wegen dem
Film nun auf ein Selfie mit dem Alpenmädchen ins «Heidiland» – so auch der Name der
Touristenregion zwischen Bad Ragaz und dem Walensee – reisten, dann würden sie dort
besagtes Heidi gar nicht finden. 29

ANDERES
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Rechtsordnung

Privatrecht

Im März legte eine vom EJPD eingesetzte Expertengruppe aus Vertreterinnen und
Vertretern von Frauenschutzorganisationen im Erotikbereich, der Sozialpartner, der
Kantone sowie der betroffenen Bundesstellen einen Bericht zur Verbesserung der
rechtlichen Rahmenbedingungen der im Erotikgewerbe tätigen Frauen vor. Bei den 26
vorgeschlagenen Massnahmen werden Instrumenten wie der Aufhebung der
Sittenwidrigkeit von Prostitutionsverträgen und der Abschaffung des Cabaret-
Tänzerinnen-Status der Vorzug gegenüber dem in anderen Ländern eingeführten
Prostitutionsverbot gegeben. 30

ANDERES
DATUM: 24.03.2014
NADJA ACKERMANN

Grundrechte

Der Ständerat überwies in der Wintersession 2019 ein Postulat von Andrea Caroni (fdp,
AR), das vom Bundesrat einen Bericht zur rechtlichen Ungleichbehandlung von Frauen
und Männern im Bundesrecht forderte. Laut dem Postulanten müssten bestehende,
direkte Ungleichbehandlungen von Männern und Frauen im Bundesrecht sowie auch die
Auswirkungen davon vertieft untersucht werden. Caroni hatte bereits im Juni 2019 eine
Interpellation (Ip. 19.3548) mit derselben Frage eingereicht. Als Antwort darauf hatte
sich der Bundesrat bereit erklärt, ein Gutachten zur Thematik zu erstellen. Mit seinem
Postulat wollte Caroni dieses Gutachten in einem Bericht verbindlich festhalten. Der
Bundesrat erachtete die Annahme des Postulats aufgrund der bereits laufenden
Arbeiten zum Gutachten als nicht notwendig, verzichtete letztlich aber auf eine
Abstimmung im Rat. Weil kein Gegenantrag vorlag, wurde das Postulat stillschweigend
angenommen. 31

ANDERES
DATUM: 12.12.2019
LENA BALTISSER

Öffentliche Ordnung

Die grösste politische Demonstration fand 1991 am Frauenstreiktag vom 14. Juni statt.
Mehrere zehntausend Frauen gingen an diesem Tag in vielen Orten der Schweiz auf die
Strasse; am besten besucht war die Kundgebung in Zürich mit rund 10'000
Demonstrantinnen. Die grösste Kundgebung an einem Ort war allerdings die nationale
Demonstration gegen den Golfkrieg vom 26. Januar in Bern mit 15'000 Teilnehmenden.
Der Golfkrieg war denn auch dominierendes Thema bei den insgesamt 29 (inkl. sechs
Kundgebungen zum Frauenstreik, 1990: 26) von uns verzeichneten Demonstrationen mit
1'000 und mehr Beteiligten: zehn Grosskundgebungen – davon eine aus Protest gegen
die Bombardierung Israels durch den Irak – fanden aus diesem Anlass statt.
Zweithäufigstes Thema war der Bürgerkrieg in Jugoslawien: viermal waren es Kroaten, je
einmal Albaner aus Kosovo bzw. Serben, welche für ihre Sache Grosskundgebungen
durchführten. Zweimal in Bern und je einmal in Zürich und Freiburg versammelten sich
mehr als tausend Staatsangestellte, um gegen Verschlechterungen der
Arbeitsbedingungen, insbesondere die Nichtgewährung des vollen Teuerungsausgleichs
zu protestieren. Rund zwei Drittel dieser grossen Kundgebungen wurden in den Städten
Bern und Zürich durchgeführt (je neun).

In dieser Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1. Mai,
welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, und die
traditionellen Ostermärsche der Pazifisten im schweizerisch/deutschen Grenzgebiet
nicht erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden, unterteilt nach
Ort, Datum (Zeitung), Anzahl Teilnehmende und Thema:

Bern: 15.1. (3'000 / Golfkrieg), 16.1. (2'500 / Golf), 28.1. (15'000 / Golf), 29.4. (1'000 /
Kurden im Irak), 27.5. (2'000 / Kroaten), 30.9. (1'500 / Serben), 12.9. (1'000 /
Staatsangestellte), 1.11. (6'000 / Staatsangestellte);
Zürich: 18.1. (1'000/ Golf), 21.1. (2'000 / Golf), 28.1. (2'000 / Kroaten), 4.2. (1'500 / Golf,
Israel), 1.7. (2'500 / Kroaten und Slowenen), 9.12. (1'000/ Kroaten), 12.12. (1'500 /
Staatsangestellte), 23.12. (1'500 / gegen Rassismus);
Genf: 14.1. (6'000 / Golf), 21.1. (5'000 / Golf), 7.10. (2'000 / Kosovo-Albaner);
Basel: 18.1. (1'500 / Golf), 21.1. (6'000 / Golf);
Freiburg: 22.11. (2'000 / Staatsangestellte);
Lausanne: 16.1. (1'500 / Golf).

Aktionen zum Frauenstreiktag fanden an unzähligen Orten statt. Eigentliche
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Demonstrationen mit mehr als 1'000 Teilnehmerinnen wurden gemeldet aus: Zürich
(10'000), Genf (6'000), Aargau (4'000), Basel (3'000), Winterthur (2'000) und Bern
(1'500). 32

Landesverteidigung

Militärorganisation

Gut ein Jahr nach der ersten Stellungnahme des Bundesrates zur Zukunft der
Dienstpflicht, respektive zum entsprechenden Bericht der Studiengruppe, äusserte
sich die Regierung ausführlicher zum Stand der Arbeiten und zu den nächsten
Schritten. Es ging dabei um die langfristige Entwicklung der personellen Alimentierung
von Armee und Zivilschutz. Im Fokus stand nach wie vor das «norwegische Modell» mit
einer Ausweitung der grundsätzlichen Militärdienst- und Schutzdienstpflicht auf
Schweizer Frauen. Effektiv Dienst leisten müssten in diesem Modell aber nur diejenigen
Personen, die in Armee und Zivilschutz tatsächlich gebraucht würden. Die Inklusion von
Frauen – so die Argumentation des Bundesrates – sei jedoch sowohl von
sicherheitspolitischer als auch von gesellschaftspolitischer Relevanz und sie müsse
vertieft geprüft werden. Die Dienstpflicht auf junge Schweizerinnen auszudehnen, kam
für die Regierung also grundsätzlich in Frage. Gleichzeitig hielt der Bundesrat fest, dass
keine unmittelbare Notwendigkeit bestehe, die Dienstpflicht anzupassen. Das Prinzip
des freiwilligen Dienstes der Frauen soll zu diesem Zeitpunkt nicht angetastet werden.
Frauen, die Dienst leisten wollen, sollen dennoch verstärkt gefördert werden.
Im Vordergrund stand vorerst die personelle Sicherung des Armeebedarfs mit dem Ziel,
die Quote der Dienstleistenden pro Jahrgang möglichst hoch zu halten. Dazu gehören
auch Massnahmen, wie die Abgänge von der Armee hin zum Zivildienst zu verhindern
oder die Zahl der medizinischen Abgänge aus Rekrutenschulen zu verringern.
Bezüglich der zur Disposition stehenden Dienstpflicht-Modelle setzte die Regierung
vorerst auf das sogenannte Modell «Status quo plus», wobei jedoch nicht sämtliche von
der Studiengruppe vorgeschlagenen Empfehlungen zur Umsetzung gebracht werden
sollen. Damit wollte man eine Verfassungsänderung umgehen, oder zumindest noch
hinausschieben. Einige Hoffnung setzte die Regierung ins norwegische Modell,
respektive wurde dieses als «innovativ und zukunftsweisend» bezeichnet.
Bis 2020 sollen weitere Schritte erfolgen, namentlich wurde das VBS beauftragt, die
langfristige Entwicklung der Alimentierung von Armee und Zivilschutz mit qualifizierten
Dienstpflichtigen aufzuzeigen. Ebenfalls berücksichtigt werden sollen die Auswirkungen
der WEA. Erst auf diesen Erkenntnissen beruhend soll in puncto Zukunft der
Dienstpflicht weitergemacht werden. 33

ANDERES
DATUM: 28.06.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Die Konferenz der kantonalen Polizeidirektoren beauftragte eine Kommission mit der
Ausarbeitung eines Vorschlags für harmonisierte und nach ökologischen
Gesichtspunkten wie Schadstoffausstoss und Benzinverbrauch bemessene
Motorfahrzeugsteuern. 34

ANDERES
DATUM: 17.08.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Gleichzeitig mit der Annahme der Treibstoffzollerhöhung sprach sich die
Stimmbevölkerung auch für die Aufhebung des Spielbankenverbots aus. Wie hoch die
neuen Einnahmen für die Bundeskasse ausfallen werden, konnte noch nicht
abgeschätzt werden.

ANDERES
DATUM: 31.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Zur geplanten Einführung einer CO2-Steuer siehe unten, Teil I, 6a (Politique
énergétique).

ANDERES
DATUM: 31.12.1994
EVA MÜLLER
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitszeit

Im Juni kam etwas Bewegung in die starren Fronten, als die Internationale
Arbeitsorganisation ILO ein Zusatzprotokoll zum Übereinkommen 89 verabschiedete,
welches die Bedingungen für Ausnahmen vom Frauen-Nachtarbeitsverbot regelt. Die
neuen Lockerungen werden dabei nur gewährt, wenn die Sozialpartner in einer Branche
oder einem Beruf zustimmen; sie kann auch für einzelne Betriebe nach Konsultation
der Sozialpartner von einer staatlichen Behörde bewilligt werden, sofern der Betrieb
punkto Sicherheit, Gesundheitsschutz und Chancengleichheit für Frau und Mann die
nötige Gewähr bietet; Schwangere und Wöchnerinnen sollen weiterhin einen
besonderen Schutz geniessen. Für die Gewerkschaften schien sich hier ein gangbarer
Kompromiss anzubahnen, umso mehr als die ILO gleichzeitig ein allgemeines
Abkommen über die Nachtarbeit (Übereinkommen 171) annahm, in welchem die
gesundheitliche Schädlichkeit der Nachtarbeit erneut bekräftigt und zu grösster
Vorsicht bei der Erteilung von Ausnahmebewilligungen gemahnt wurde. Anders als ihre
ausländischen Kollegen, die zuletzt Einlenken auf den Kompromissvorschlag
beschlossen, verweigerten hingegen die schweizerischen Arbeitgeber dem
Zusatzprotokoll ihre Zustimmung. In den folgenden Monaten drängten sie immer wieder
darauf, die Schweiz solle das Abkommen 89 innerhalb der dafür vorgesehenen Frist
(Ende Februar 1992) aufkündigen. 35

ANDERES
DATUM: 28.06.1990
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Um das in letzter Zeit etwas ramponierte Vertrauen der Bevölkerung in die AHV wieder
neu zu beleben, überwies der Ständerat eine Empfehlung Bieri (cvp, ZG), die den
Bundesrat auffordert, im Jubiläumsjahr 1998 (150 Jahre Bundesstaat und 50 Jahre
Bestehen der AHV) eine nationale AHV-Kampagne zu lancieren, welche die landesweite
Bedeutung der AHV darstellen und die Idee der Solidarität zwischen den Generationen
im Bewusstsein der Bevölkerung vertiefen soll. 36

ANDERES
DATUM: 18.03.1997
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Familienpolitik

In der Frühjahrssession unterbreitete die Rechtskommission des Nationalrats dem
Plenum einen Entwurf für ein neues Namensrecht. Die Vorschläge gingen auf eine
parlamentarische Initiative Leutenegger Oberholzer (sp, BL) zurück und hätten es den
Brautleuten freigestellt, den Ledignamen der Frau oder des Mannes als gemeinsamen
Familiennamen zu bestimmen. Vorgesehen war ausserdem, dass Eltern bei der Heirat
entscheiden, welchen Namen die Kinder tragen. Die Vorlage erntete im Rat heftige
Kritik und wurde schliesslich mit 99 zu 92 Stimmen an die Kommission zurückgewiesen.
Während die Linken den Vorschlag geschlossen unterstützten, erachteten ihn die SVP
sowie Teile von CVP und FDP als zu komplex. Einige erblickten in ihm sogar eine
Bedrohung der traditionellen Familie. Mit dem überarbeiteten Entwurf der Kommission,
den der Nationalrat in der Wintersession verabschiedete, wird lediglich die Zulässigkeit
von Doppelnamen für Männer von der Verordnungs- auf die Gesetzesstufe gehoben.
Die entsprechenden Bestimmungen waren vom Bundesrat in die Zivilstandsverordnung
aufgenommen worden, nachdem der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in
einem Urteil entschieden hatte, dass auch Männer – entsprechend den gesetzlichen
Bestimmungen für die Frauen – Doppelnamen ohne Bindestrich tragen dürfen. 37

ANDERES
DATUM: 10.12.2009
ANDREA MOSIMANN
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Frauen und  Gleichstellungspolitik

Weiterhin thematisiert blieb auch die Gewalt gegenüber Frauen. Die nationale
Demonstration zum internationalen Frauentag (8. März) stand ganz in diesem Zeichen,
wobei auch an die Ausbeutung der Frauen aus der Dritten Welt erinnert wurde. Im Mai
lancierte die Vereinigung der Frauenhäuser eine Kampagne, um auf die tägliche Gewalt
gegenüber Frauen und Kindern aufmerksam zu machen. In den grossen Städten wurden
— meist auf privater Basis — punktuelle Massnahmen zum Schutz der Frauen ergriffen,
die auf reges Interesse stiessen, oft aber nicht die für die Weiterführung des Projekts
notwendige Unterstützung der öffentlichen Hand erhielten. 38

ANDERES
DATUM: 30.03.1990
MARIANNE BENTELI

Aus Anlass von 700 Jahren Eidgenossenschaft, 20 Jahren Frauenstimmrecht und zehn
Jahren Verankerung der Gleichstellung in der Bundesverfassung luden die
Bundesparlamentarierinnen für den 7. und 8. Februar zu einer zweitägigen
Frauensession ein. Rund 250 Frauen nahmen in Referaten und Arbeitsgruppen eine
Standortbestimmung vor und stellten Forderungen für die Verwirklichung der
Gleichberechtigung. Stellvertretend für die Parlamentarierinnen der ersten Stunde
sprachen die noch aktiven Rätinnen Uchtenhagen (sp, ZH) und Meier (cvp, LU) über den
'langen Marsch der Frauen nach Bern'. Besonderen Beifall fand die Feststellung Josi
Meiers, die Schweizerinnen hätten in diesen zwanzig Jahren bewiesen, dass die Frau
tatsächlich ins Haus gehöre – nämlich ins Gemeindehaus und ins Bundeshaus! Am
zweiten Tag der Frauensession wurde eine Resolution der Vorbereitungsgruppe als zu
unverbindlich zurückgewiesen. Stattdessen wurden – ohne darüber abzustimmen –
konkrete Forderungen gestellt wie beispielsweise eine frauenfreundliche 10. AHV-
Revision, gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit, eine stärkere Frauenvertretung in
sämtlichen politischen Gremien, mehr Hausarbeit für Männer und mehr ausserfamiliäre
Beschäftigung für Frauen. Die Frauen verlangten zudem Solidarität mit den Frauen der
Dritten Welt und eine Ächtung des Krieges als männlicher Form der Konfliktlösung. 39

ANDERES
DATUM: 07.02.1991
MARIANNE BENTELI

Ein absolutes Spitzenergebnis konnten die Frauen bei den Wahlen in der Stadt Bern
feiern. Im siebenköpfigen Gemeinderat (Exekutive) sind sie inskünftig zu dritt vertreten,
im Stadtrat (Legislative) nehmen sie 42,5% aller Sitze ein. Damit wurde Bern zur
Vorreiterin der politischen Frauenförderung und liess die bisher führenden Städte
Zürich (32%) und Genf (35%) weit hinter sich. 40

ANDERES
DATUM: 08.02.1992
MARIANNE BENTELI

Die Wahl von Ruth Dreifuss in den Bundesrat bedeutete einerseits einen klaren
punktuellen Sieg der Frauen, da erstmals aufgrund von "Frauen-Power" ein
rechtskräftig in ein hohes Amt gewählter Mann derart unter Druck gesetzt wurde, dass
er zugunsten einer Frau auf dieses Amt verzichtete. Andererseits löste die Wahl und
deren Begleitumstände eine Bewegung aus, die unter dem Begriff "Brunner-Effekt" die
Wahlen in kantonale und kommunale Legislativen und Exekutiven nachhaltig
beeinflusste und zu einer nahezu erdrutschartißen Zunahme der Frauen in öffentlichen
Ämtern führte. 41

ANDERES
DATUM: 03.03.1993
MARIANNE BENTELI

Einstimmig genehmigte der Ständerat eine Empfehlung Frick (cvp, SZ), die vom
Bundesrat verlangte, den diskriminierenden Sonderstatus für Cabaret-Tänzerinnen aus
der Dritten Welt und Osteuropa abzuschaffen und durch ein anderes Aufenthaltsrecht
zu ersetzen, welches ihnen auch den Zugang zu weiteren Arbeitsmöglichkeiten
ausserhalb des Animationsgewerbes ermöglicht. Bundesrat Koller wies auf bereits
getroffene Massnahmen hin (Kontrolle der Arbeitsverträge und der Lokale), meldete
allerdings grösste Bedenken gegen die Möglichkeit eines Stellenwechsels an, da dies
dem Dreikreisemodell widerspreche, wonach Menschen aus der Dritten Welt und
Osteuropa in der Schweiz nur in Ausnahmefällen eine reguläre Arbeitsbewilligungen
erhalten. 42

ANDERES
DATUM: 09.12.1993
MARIANNE BENTELI
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Als erster Arbeitgeber in der Schweiz erliess Radio DRS konkrete Richtlinien, mit
welchen Frauen vor sexuellen Übergriffen geschützt werden sollen. In jedem der drei
Radiostudios ist inskünftig eine Vertrauensfrau für Gespräche im Falle von sexuellen
Belästigungen zuständig. Kommt es zu einer offiziellen Beschwerde, klärt eine
mehrheitlich aus Frauen zusammengesetzte Kommission den Fall ab und kann der
Radiodirektion Sanktionen vorschlagen. Für die klagende Frau und ihre Zeuginnen
besteht ein Kündigungsschutz. 43

ANDERES
DATUM: 15.06.1994
MARIANNE BENTELI

Als Leiterin der Schweizer Delegation an der UNO-Frauenkonferenz in Peking
verurteilte Bundesrätin Dreifuss vor dem Plenum scharf jede Form von Gewalt gegen
Frauen als eine der unzulässigsten Menschenrechtsverletzungen und als
Haupthindernis auf dem Weg zur Gleichstellung der Geschlechter. Sie erinnerte daran,
dass sich nicht nur im Süden, sondern auch im Norden die Kluft zwischen Reich und
Arm weiter vertieft. Frauen hätten häufig die Hauptverantwortung für Kinder, ältere
Menschen und Kranke und seien deshalb in besonderem Masse von Armut bedroht. Seit
der 3. Frauenkonferenz in Nairobi im Jahre 1985 habe es zwar Fortschritte, aber auch
Stagnation und vielfach dramatische Rückschritte gegeben. Von der Chancengleichheit
im Bildungswesen, auf dem Arbeitsmarkt und bei den verantwortungsvollen Positionen
in Politik und Gesellschaft seien die Frauen noch weit entfernt.

Bundesrätin Dreifuss legte auch die neuen Gesetzgebungsmassnahmen der Schweiz
dar, die darauf abzielen, die Diskriminierung der Frauen abzubauen und ihre Situation
im privaten wie im öffentlichen Sektor entscheidend zu verbessern, etwa durch eine
Ausdehnung des Kündigungsschutzes bei Gleichstellungskonflikten sowie durch die
Anerkennung unentgeltlich geleisteter Arbeit für Kinder und andere zu betreuende
Personen in den Sozialversicherungen. Als wichtigsten nächsten Schritt nannte sie die
Einführung der Mutterschaftsversicherung und die Revision des Scheidungsrechts. 44

ANDERES
DATUM: 16.09.1995
MARIANNE BENTELI

1995 schafften drei Frauen den Einbruch in eine traditionelle Männerdomäne: Claudia
Kaufmann, ehemals Leiterin des Eidg. Büros für die Gleichstellung von Frau und Mann
und seit 1993 stellvertretende Generalsekretärin von Bundesrätin Dreifuss, wurde als
erste Frau zur Generalsekretärin eines Departements (EDI) ernannt. Mit der Luzernerin
Ursula Widmer-Schmied wählte die Vereinigte Bundesversammlung erstmals eine Frau
zur Präsidentin des Eidgenössischen Versicherungsgerichts. Die Künstlerin Sophie
Taeuber-Arp (1889-1943) schliesslich ziert als erste Frau eine Schweizer Banknote,
nämlich die neu geschaffene 50-Franken-Note. 45

ANDERES
DATUM: 02.10.1995
MARIANNE BENTELI

Frauen wählen nach wie vor typische "Frauenberufe". Diese Tendenz stellte das
Bundesamt für Statistik (BFS) in einer neuen Studie über die Berufswahl fest. Zwischen
1970 und 1990 stieg der Anteil der Frauen an der Gesamtheit der erwerbstätigen
Personen zwar von 33,8 auf 38,0%, die Konzentration auf die fünf häufigsten
Frauenberufsgruppen lag aber immer noch bei 57%. An erster Stelle standen die
Büroberufe vor dem Beruf der Verkäuferin und jenem der Krankenschwester. Einzig in
den akademischen Berufen gelang es den Frauen, verstärkt in Männderdomänen
vorzudringen. Im Vergleich zu 1970 gab es 1990 mehr Ärztinnen (23% gegenüber 13,9%),
Anwältinnen (14,1% / 3,7%) und Bundesbeamtinnen (12,9% / 5,7%). 46

ANDERES
DATUM: 13.02.1996
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte Nationalrätin Goll (frap/sp, ZH) den Bundesrat beauftragen, im
Bundesbudget das Instrument einer Frauenverträglichkeitsprüfung einzuführen. Damit
sollte eine geschlechtsspezifische Analyse des Gesamtbudgets sowie einzelner
Budgetbeschlüsse ermöglicht werden, in der deutlich werden müsste, wie sich
Ausgabenkürzungen und Sparbeschlüsse auf Frauen, deren Arbeitsplätze und
spezifischen Projekte auswirken. Da dieser Vorstoss von Lisbeth Fehr (svp, ZH)
bekämpft wurde, musste dessen Behandlung verschoben werden. Ein Postulat Roth
Bernasconi (sp, GE) für eine Frauenverträglichkeitsüberprüfung der
Investitionsprogramme wurde mit 71 zu 51 Stimmen verworfen [46]. 47

ANDERES
DATUM: 04.12.1996
MARIANNE BENTELI
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Der Bund Schweizerischer Frauenorganisationen, der sein 100-jähriges Jubiläum feiern
konnte, gab sich einen neuen Namen – „alliance f“ – und beschloss, künftig das
Schwergewicht auf die Entschärfung des Spannungsfeldes zwischen Familie und Beruf
zu legen. 48

ANDERES
DATUM: 23.09.2000
MARIANNE BENTELI

Mit Stichentscheid des Präsidenten unterstützte der Nationalrat eine parlamentarische
Initiative Haering (sp, ZH), welche mehr Frauen in den Verwaltungsräten von
Unternehmungen des Bundes oder Betrieben mit mehrheitlicher Bundesbeteiligung
fordert. Die Rechtskommission, welche sich ebenfalls hinter den Vorstoss gestellt hatte,
argumentierte, die verlangte Minimalquote von 30% sei nicht nur wegen des
Verfassungsauftrags der Geschlechtergleichstellung angebracht, sondern würde sich
auch für die anvisierten Gesellschaften positiv auswirken. 49

ANDERES
DATUM: 25.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Der Umstand, dass die Frauen aus den Bundesratswahlen 2003 als die grossen
Verliererinnen hervorgingen, weckte die seit dem Frauenstreik von 1994 etwas
eingeschlafene „Frauen-Power“ in der Politik wieder. Anfang Jahr beschlossen die
Frauengruppierungen der im Parlament vertretenen Parteien, regelmässige Treffen
durchzuführen. Daraus ging ein „Memorandum 10. Dezember“ hervor, in welchem die
Frauen unter anderem einen höheren Frauenanteil in Bundesrat und Parlament sowie
in kantonalen Exekutiven und Legislativen und eine bessere Vereinbarkeit von Familien-
und Erwerbsarbeit forderten. Bis in bürgerliche Kreise hinein wurde die Idee einer
(allenfalls zeitlich begrenzten) Einführung von Frauenquoten für den Bundesrat als
zumindest bedenkenswert eingestuft. Die SP reichte eine entsprechende
parlamentarische Initiative ein, die von der vorberatenden Kommission wegen der
zusätzlichen Einschränkungen bei der Wahl in den Bundesrat klar abgelehnt und im
Berichtsjahr vom Plenum noch nicht behandelt wurde. 50

ANDERES
DATUM: 13.09.2005
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion machte Nationalrätin Roth-Bernasconi (sp, GE) auf das oft tabuisierte
Phänomen der sexuellen Verstümmelung von Frauen in afrikanischen Kulturen
aufmerksam. Ihr Vorstoss beauftragt den Bundesrat, sich stärker gegen diese Praktiken
einzusetzen, vor allem durch regelmässige Informationskampagnen in der Schweiz
sowie Ausbildungs- und Erziehungsmassnahmen bei den direkt betroffenen Menschen
(Immigrantinnen und Immigranten, Medizinal- und Pflegepersonal, Lehrerschaft,
Personal der öffentlichen Verwaltungen usw.). Der Bundesrat anerkannte zwar den
Handlungsbedarf und listete parastaatliche Kampagnen auf, erklärte aber, zusätzliche
Sensibilisierungsmassnahmen würden Ressourcen in personeller und finanzieller
Hinsicht in Höhe von mehr als 600 000 Fr. pro Jahr erfordern; diese Mittel würden dem
BAG nicht zur Verfügung stehen, weshalb er Ablehnung der Motion beantragte. Diese
Argumentation verfing aber weder im National- noch im Ständerat, welche beide die
Motion praktisch einstimmig verabschiedeten. 51

ANDERES
DATUM: 02.10.2007
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat behandelte als Erstrat das Fakultativprotokoll zum UNO-
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau, welches
der Bundesrat im Vorjahr dem Parlament zur Genehmigung vorgelegt hatte. Eine
Kommissionsminderheit um Miesch (svp, BL) beantragte Nichteintreten. Obgleich dies
vom Wortlaut des Protokolls als auch aus den Ausführungen der Botschaft
ausgeschlossen werden kann, hegte diese Minderheit die Befürchtung, aus den beiden
Instrumenten (Mitteilungsverfahren und Untersuchungsverfahren) liesse sich ein direkt
anwendbares Recht ableiten. Bundespräsidentin Calmy-Rey erläuterte noch einmal,
dass die Menschenrechtskonventionen der UNO und die daraus allenfalls entstehenden
Empfehlungen von Expertenkommissionen an die Mitgliedsstaaten nie rechtlich
verbindlich sind, im Gegensatz zu den Urteilen des Europäischen Gerichtshofs.
Dennoch sprach sich die geschlossene SVP-Fraktion, unterstützt von einzelnen
Mitgliedern der CVP und der FDP, gegen das Eintreten aus, welches mit 102 zu 64
Stimmen beschlossen wurde. In der Gesamtabstimmung wurde der Bundesbeschluss
mit ähnlichem Stimmenverhältnis angenommen. 52

ANDERES
DATUM: 03.12.2007
MARIANNE BENTELI
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2007 hatte der Nationalrat dem Bundesbeschluss über die Genehmigung des
Fakultativprotokolls vom Oktober 1999 zum UNO-Übereinkommen vom Dezember 1979
zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau gegen einen
Nichteintretensantrag der SVP zugestimmt. Der Ständerat hiess das Protokoll nun bei
einer Enthaltung gut, worauf es definitiv verabschiedet werden konnte, im Ständerat
einstimmig und im Nationalrat mit 180 zu 5 Stimmen, die alle aus der SVP kamen. 53

ANDERES
DATUM: 20.03.2008
MARIANNE BENTELI

2011 feierte die Schweiz die Einführung des Frauenstimmrechts, welche sich am 7.
Februar 2011 zum vierzigsten Mal jährte. Das Anliegen wurde damals von der
Stimmbevölkerung mit 65.7% Ja-Stimmen angenommen, immerhin acht Kantone
sprachen sich aber dagegen aus. Die Schweizer Frauen konnten im Berichtsjahr noch
weitere Jubiläen feiern – so etwa 30 Jahre Verfassungsartikel und 15 Jahre
Gleichstellungsgesetz. Zudem jährte sich im Juni des Berichtsjahres der grosse
Frauenstreiktag von 1991 zum zwanzigsten Mal. Die Frauenorganisationen luden daher
Mitte Juni erneut zu einem Frauenstreiktag, um auf die verbleibenden
Diskriminierungen der Frauen, vor allem im Lohnbereich, aufmerksam zu machen. 54

ANDERES
DATUM: 07.02.2011
ANITA KÄPPELI

Le canton de Zurich a été le centre d’attention des médias nationaux suite à la création
d’un poste pour un délégué aux questions masculines. Le futur délégué, Markus
Theunert, est un acteur connu des milieux de défense des intérêts masculins. La
création de ce poste intervient un an après le refus du gouvernement de créer un
centre de compétences chargé des questions spécifiques aux garçons, aux hommes et
aux pères. Cependant, après trois semaines de fonction, Markus Theunert a
démissionné en invoquant un conflit d’intérêt entre son nouveau poste et sa fonction
de président de Männer.ch. 55

ANDERES
DATUM: 25.07.2012
EMILIA PASQUIER

La représentation féminine dans les conseils d’administration des sociétés gérées par la
Confédération atteint aujourd’hui environ 20%. Afin d’encourager la promotion des
femmes aux plus hautes instances, un « quota cible », soit non impératif, de 30% a été
fixé par le Conseil fédéral. 56

ANDERES
DATUM: 07.11.2013
EMILIA PASQUIER

Produite par la SSR, la série

Les Suisses 
a été diffusée par la SSR au mois de novembre de l’année sous revue. La série retrace le
parcours de six personnalités emblématiques du pays. Le choix des personnages,
uniquement masculins, a réveillé l’ire des Femmes socialistes qui se sont plaintes au
directeur de la SSR, Roger de Weck. 57

ANDERES
DATUM: 31.12.2013
EMILIA PASQUIER

«L'égalité entre hommes et femmes est largement atteinte» selon le député UDC
Sebastian Frehner (svp, BS) qui, lors de la discussion du budget de la Confédération
2019 a suggéré la suppression du bureau de l'égalité hommes-femmes. Il observe que
beaucoup de femmes étudient, voire sont majoritaires dans certaines facultés, que le
partage des tâches au sein de la famille s'est fortement modifié et que les femmes sont
dans certains cas favorisées sur le marché du travail. Le député ajoute à charge de
preuve qu'on lui a déjà refusé plusieurs postes au bénéfice d'une femme. Sa
proposition et surtout son discours ont provoqué de véhémentes réactions chez ses
co-parlementaires. Les députées PS Barbara Gysi (sp, SG) et Mattea Meyer (sp, ZH) ont
suggéré que l'heure matinale ne favorisait pas la concentration et ne protégeait pas de
l'absurdité, leur camarade Samuel Bendahan (ps, VD) a condamné les propos de
l'agrarien, qu'il juge «extrêmes» et «durs». Selon Daniel Brélaz (verts, VD) la proposition
Frehner est «excentrique» et pour Jean-Paul Gschwind (pdc, JU), «farfelue». Le
démocrate bourgeois Heinz Siegenthaler (bdp, BE) a même proposé de sauvegarder le
bureau de l'égalité, ne serait-ce que pour défendre le député Frehner, puisqu'il se sent
opprimé en tant qu'homme. Le PLR et les Verts'libéraux n'ont pas commenté les
affirmations du député Frehner, mais se sont opposés à sa proposition. 
Ueli Maurer, qui représentait dans ce débat la position du Conseil fédéral, a quelque
peu modéré la position de son collègue de parti. Certes, la condition des femmes s'est
améliorée, mais certaines inégalités demeurent. Au sujet des postes non obtenus par
Sebastien Frehner, le chef du département des finances ajoute même que «les
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hommes doivent s'améliorer, car les femmes les ont rattrapé».
Seul l'UDC a suivi la proposition Frehner, par 55 voix pour (10 femmes, 45 hommes), 3
voix contre (2 femmes, 1 homme) et 4 abstentions (1 femme, 3 hommes), les 6
conseillers et conseillères restantes étaient soient absentes, soit excusées. Les deux
autres propositions de minorité, à savoir l'augmentation de budget de 200'000 francs
proposée par Samuel Bendahan (pour l'application de la nouvelle loi sur l'égalité) et de
600'000 francs par Mattea Meyer (pour l'encouragement du respect de la convention
d'Istanbul) ont été balayées par respectivement 130 et 129 voix contre 56. Les 56 voix
pour étaient celles du groupe PS, du groupe des Verts et de deux PDC. 58

En ce 8 mars 2019, la journée internationale des droits des femmes a été largement
célébrée. Le Parlement en a donné le coup d'envoi le jeudi 7 mars, en rendant
hommage aux femmes pionnières sous la coupole fédérale, qui y sont entrées en 1971,
année du droit de vote des femmes en Suisse. Douze plaquettes à leurs noms ornent
désormais les pupitres où elles ont siégé. Dans la presse nationale, il a beaucoup été
question de l'égalité salariale, de la parité de représentation dans les organes politiques
et économiques, ainsi que de la conciliation entre travail et famille. Dans les rangs des
manifestations, les revendications étaient plus larges. Par exemple, la ville de Zurich a
vu ses noms de rue masculins féminisés, et les statues représentant des hommes
affublées de tabliers, pour attirer l'attention sur le travail domestique non rémunéré,
assumé dans la grande majorité par les femmes. A l'université une salle a été occupée
par une trentaine de femmes* (c'est à dire toute personne n'étant pas un homme
cisgenre), visant à prendre elles-mêmes la place et la visibilité que l'université ne leur
donne pas. A Berne, l'appel à une solidarité intersectionnelle entre les femmes a côtoyé
l'action "Bloody unfair - Runter mit der Tamponsteuer", qui demande une baisse de la
TVA sur les produits périodiques. Dans les Grisons, les femmes de la Frauenzentrale
marchaient pour la première fois aux côtés de celles des Eglises catholiques et
réformées. A Fribourg, rues et panneaux d'affichage ont été décorés de
représentations de clitoris, pour dénoncer l'invisibilisation, dans les manuels scolaires
notamment, de cet organe féminin. Lausanne, qui a été le théâtre du plus grand
cortège, plus de 5000 personnes selon les syndicats, a centré son discours sur les
violences faites aux femmes, avec notamment une conférence à ce sujet à l'université,
tandis que la Haute Ecole Pédagogique a consacré des ateliers à la lutte contre les
stéréotypes. Si Zurich a prolongé la fête le lendemain, avec une manifestation non
autorisée de quelques 200 personnes, l'événement majeur que les activités du 8 mars
annonçaient a été la tenue des Assises féministes du dimanche suivant. A cette
occasion, l'appel à la grève féministe et des femmes* du 14 juin 2019 a été lancé. 59
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